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Förderung durch den „Gemeinsam.Sicher e. V. im Landkreis Ravensburg“ 

 

Fördervoraussetzungen 

Für eine Förderung durch den Verein müssen folgende Voraussetzungen vorliegen:  

1. Einreichung eines vollständigen, ordnungsgemäß ausgefüllten Förderantrages bei der 

Geschäftsstelle des Vereins vor Umsetzung der Maßnahme, Veranstaltung oder des 

Projektes; 

2. die Maßnahme, Veranstaltung oder das Projekt müssen den Zweck der 

Kriminalprävention verfolgen und dem Satzungszweck entsprechen; 

3. der Wirkungskreis der Maßnahme, Veranstaltung oder des Projektes liegt mit ganz 

überwiegendem Schwerpunkt im Landkreis Ravensburg; 

4. der Verein hat Fördermittel im beantragten Umfang zur Verfügung. 

5. Förderfähig sind Institutionen (Vereine, Verbände, etc.), jedoch keine Privatpersonen. 

Förderfähig sind Sachkosten und/oder Aufwandsentschädigungen Ehrenamtlicher. In 

Ausnahmefällen können Honorarkosten übernommen werden. Ausgeschlossen von der 

Förderung sind Personalkosten des Antragstellers. 

 

Förderauflagen 

Die Förderung einer kriminalpräventiven Maßnahme, Veranstaltung oder eines Projektes 

erfolgt, wenn nicht weitere Auflagen formuliert werden, unter folgenden Auflagen:  

1. der Verein ist als Förderer der Maßnahme, Veranstaltung oder des Projektes bei 

passender Gelegenheiten zu erwähnen sowie mit Logo und Förderhinweis auf allen 

Medienwerken (z. B. Einladung, Flyer, Prospekte, Plakate, Homepage) aufzuführen; 

2. dem Verein sind mindestens zwei Bilder als Bilddatei der Maßnahme, Veranstaltung 

oder des Projektes innerhalb zwei Wochen nach Ende der Maßnahme, Veranstaltung 

oder des Projektes zu überlassen und die Nutzungsrechte an den Bildern einzuräumen. 

3. dem Verein wird eine schriftliche Zusammenfassung zur Maßnahme, Veranstaltung 

oder des Projektes sowie der Rechnungslegung und Finanzierung innerhalb zwei 

Wochen nach Ende der Maßnahme, Veranstaltung oder des Projektes sowie das 

Nutzungsrecht am Bericht elektronisch übermittelt. 

Bei Nichteinhaltung von Fördervoraussetzungen oder Förderauflagen kann eine Rückzahlung 

verlangt werden.  


